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Editorial
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ich wünsche Ihnen ein glück­
liches und friedvolles neues 
Jahr, vor allem aber Gesund­
heit. Für uns beziehungswei­
se den öffentlichen Dienst 
wird es sicherlich ein heraus­
forderndes Jahr werden, al­
lein schon deshalb, weil die 
Einnahmen von Bund, Län­
dern und Kommunen nicht 
Schritt halten mit den stän­
dig wachsenden Herausfor­
derungen, die die öffentli­
chen Haushalte belasten. Die 
Tarifrunde für den TV­L wird 
deshalb – wieder einmal – be­
sonders schwer. Die Angriffe 
auf das Berufsbeamtentum 
ebben nicht ab, und die  
Bundesregierung will in  
Kommissionen sowohl die 
Versorgung als auch die Bei­
hilfeleistungen auf den Prüf­
stand stellen. Hier werden 
wir besonders achtsam sein, 
denn das könnte eventuell 
den Anfang vom Ende des Be­
amtenstatus in seiner aktuel­
len Form bedeuten. Hinzu 
kommt eine unsichere Welt­
lage, in der drei unberechen­
bare und machtorientierte 
Staatenlenker ihr Hoheitsge­
biet völkerrechtswidrig ver­
größern wollen.

Die jüngste BVerfG-
Entscheidung zur  
Besoldung –  
ein Lichtblick

Ein Lichtblick zum Jahresende 
war für mich das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zur Besoldung vom 
19. November 2025. Hier 
müssen wir allerdings noch 
abwarten, bis die 17 Besol­
dungsgesetzgeber das Urteil 
analysiert haben und wie sie 
es gedenken umzusetzen. 

Welche Konsequenzen erge­
ben sich aus der Fortentwick­
lung der Prüfkriterien des 
BVerfG bezüglich der amtsan­
gemessenen Besoldung? Bis­
lang war die Prüfung, ob eine 
Besoldung verfassungskon­
form ist, deutlich komplexer. 
Das Zahlenmaterial, welches 
hierfür vonnöten war, um die 
Grundsicherung zu bestim­
men, war überaus umfang­
reich. Es war schwer zu ermit­
teln und ließ zudem noch 
Interpretationsspielraum, der 
von den Besoldungsgesetzge­
bern für ihre Ziel – eine mög­
lichst günstige Besoldung – 
entsprechend  genutzt wurde. 
Seit dem ak tuellen Urteil ist 
die Prüfung deutlich einfa­
cher geworden. Gemäß dem 
höchsten deutschen Gericht 
stellen nun 80 Prozent des 
Medianeinkommens die Min­
destbesoldung dar. 60 Pro­
zent des  Medianeinkommens 
werden bereits als sogenann­
te Armutsschwelle definiert, 
sodass die 80 Prozent ent­
sprechend nachvollziehbar 
erscheinen.

War für die Grundsicherung 
das bundeseinheitliche Bür­
gergeld (und davor Hartz 4) 
die Grundlage, so wird das 
Medianeinkommen für jedes 
einzelne Bundesland festge­
stellt. Bayern hatte 2024 das 
höchste Medianeinkommen, 
gefolgt von Baden­Württem­
berg, Hamburg und Hessen. 
Die niedrigsten Medianein­
kommen werden derzeit er­
zielt in Sachsen­Anhalt, Thü­
ringen und dem Schlusslicht 
Bremen. Das bedeutet nichts 
anderes, als dass das Min­
desteinkommen der Beam­
tenbesoldung künftig von 

Bundesland zu Bundesland 
abweichen wird. Auch das ist 
neu, aber nachvollziehbar, da 
die Lebenshaltungskosten in 
den einzelnen Bundeslän­
dern unterschiedlich hoch 
sind.

Lebensarbeitszeit-
konto: Die unendliche 
Geschichte geht  
weiter

Bei der Podiumsdiskussion 
am 20. November 2025 mit 
den Fraktionsvorsitzenden im 
Rahmen unserer politischen 
Landeshauptvorstandssit­
zung wurde uns von den bei­
den Regierungsfraktionen 
noch ein Gesetzentwurf für 
das im  Koalitionsvertrag ver­
einbarte Lebensarbeitszeit­
konto in Aussicht gestellt. 
Das vom Innenministerium 
erstellte Eckpunktepapier mit 
einer Reduzierung der Wo­
chenarbeitszeit von  einer 
Stunde für die Schwer­
behinderten und kurze Zeit 
später auch für die ab 55­Jäh­
rigen wäre konterkariert wor­
den durch eine freiwillige 
 Weiterarbeit (über die 41 Wo­
chenstunden hinaus). Abge­
sehen davon, dass wir eine 
solche Lösung generell ableh­
nen, weil es ein On­Top auf 
die 41 Wochenstunden im 
Hinblick auf die Gesundheit 
der Beschäftigten nicht ge­
ben darf, wurde sogar dieser 
Vorschlag von den Grünen 
abgelehnt. Die Begründung: 
Eine Reduzierung der Wo­
chenarbeitszeit – selbst für 
eine eng begrenzte Beschäf­
tigtengruppe – sei gesell­
schaftspolitisch nicht zu ver­
mitteln und würde zusätzlich 
neue Haushaltsstellen bedeu­

ten. Angesichts der aktuellen 
Rahmenbedingungen werde 
dies als nicht realisierbar be­
wertet.

Einkommensrunde 
TV-L – Blockade-
haltung der TdL ist  
ernüchternd

Die zweite Verhandlungsrun­
de des TV­L endete auch am 
16. Januar ernüchternd und 
auch frustrierend. Wieder 
einmal haben die Verhand­
lungsführer der Tarifgemein­
schaft deutscher Länder (TdL) 
Scheuklappen auf und igno­
rieren die Pro bleme des Fach­
kräftemangels. 600.000 feh­
lende  Beschäftigte im 
öffentlichen Dienst werden 
nicht geleugnet, doch 
schlicht ignoriert. Es zählt 
einzig und allein das Geld. 
Wer kein Interesse daran hat, 
die Arbeitsplätze im öffentli­
chen Dienst attraktiver zu 
gestalten, insbesondere auch 
im Hinblick auf die Erhöhung 
des Mindestlohns, hat kein 
ernsthaftes Interesse an ei­
nem sachgerechten Kompro­
miss. Wenn die Arbeitgeber­
seite im Nachgang zur 
gescheiterten zweiten Ver­
handlungsrunde erwähnt, 
man hätte einen Inflations­
ausgleich für möglich gehal­
ten und noch einen kleinen 
„Schnaps obendrauf“ – wohl­
gemerkt nur dann, wenn eine 
Laufzeit von 29 Monaten (2,5 
Jahren) akzeptiert worden 
wäre –, verhandelt nicht im 
Sinne der Bürger und erst 
recht nicht im Sinne der eige­
nen Beschäftigten, die sich 
 allesamt ein schnelles Ende 
der Tarif verhandlungen ge­
wünscht hätten.

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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Aussagen des CDU- 
Spitzenkandidaten  
machen in diesen  
schwierigen Zeiten Mut

Als Lichtblick in der aktuell schwieri-
gen Zeit möchte ich noch das Ge-
spräch mit Manuel Hagel nennen, 
welches ich gemeinsam mit dem 
Bundesvorsitzenden Volker Geyer 
am 8. Januar geführt habe. Nach den 
anhaltenden Angriffen der Bundesre-
gierung auf das Berufs beamtentum 
und der Ankündigung von Markus 
Söder, für Bayern das Tarifergebnis 
des TV-L erst mit sechs Monaten Ver-
zögerung auf die Beamtenschaft und 
den Versorgungsbereich übertragen 
zu wollen, war es uns ein Bedürfnis, 
persönlich mit dem Fraktionsvorsit-
zenden der CDU zu sprechen, der den 
Prognosen zufolge die größte Chance 
auf das Amt des Ministerpräsidenten 
in Baden-Württemberg haben wird. 
Das Ergebnis des Gesprächs werte 
ich eindeutig positiv. Manuel Hagel 
ver sicherte uns, dass er das Tarifer-
gebnis zeit- und wirkungsgleich auf 
die Beamtenschaft und den Versor-
gungsbereich übernehmen wolle. 
Sollten im Doppelhaushalt 
2025/2026 die finanziellen Mittel 
fehlen, dann würde ein Nachtrags-
haushalt deswegen eingebracht wer-
den. Auf die Forderung einer verfas-
sungskonformen Besoldung 
angesprochen, erwiderte Hagel: 
„Eine amtsangemessene Besoldung 
ist kein Almosen, sondern eine Inves-
tition in ein funk tionierendes Staats-
wesen.“ Genauso wichtig war für uns 
sein klares Bekenntnis zum Berufsbe-
amtentum, zu welchem er ohne Ein-
schränkung steht. Dazu gehören sei-
nes Erachtens eine verlässliche 
Besoldung, eine sichere Altersversor-
gung sowie die Beihilfe im Krank-
heits- und Pflegefall. In den aktuell 
sehr herausfordernden Zeiten sind 
solche klaren Bekenntnisse überaus 
wertvoll, und wir waren für diese 

eindeutigen Positionierungen dank-
bar.

Schafft die FDP am 8. März 
den Einzug in den Landtag?

Laut Wahlprognose zur Landtagswahl 
in Baden-Württemberg vom 22. Janu-
ar 2026 liegt die FDP weiterhin bei 
5 Prozent. Demnach ist ein Einzug in 
den Landtag nicht sicher. Ich erinnere 
an die Zeit der „Bundesampel“ von 
Ende 2021 bis Anfang 2025. Innerhalb 
dieser Bundesregierung haben wir der 
FDP den Fortbestand des Berufsbe-
amtentums in seiner derzeitigen 
Form zu verdanken. Ohne sie wäre es 
möglicherweise zu einer Einheits- 
oder Bürgerversicherung gekommen, 
was der Anfang vom Ende des Beam-
tenstatus gewesen wäre. 

Wenn Sie sich fragen, ob dieses Edito-
rial eine (indirekte) Wahlwerbung dar-
stellt, antworte ich mit einem klaren 
Jein. Ich will damit klarstellen, dass 
ich in meiner Funktion als Vorsitzen-
der des BBW – Beamtenbund Tarifuni-
on selbstverständlich Parteien  
befürworte, die für die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung einste-
hen. Wenn diese dann noch die herge-
brachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums gemäß Art. 33 
Abs. 5 Grundgesetz vollumfänglich 
schützen und verteidigen, haben sie 
mehr als nur mein Wohlwollen.

Herzliche Grüße

Ihr 
 
Kai Rosenberger
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Manuel Hagel will TV-L-Ergebnis übertragen – Bekenntnis zum Berufsbeamtentum

CDU-Spitzenkandidat positioniert sich 
dicht an der Seite des Beamtenbunds
Zwei Monate vor der Landtagswahl positioniert sich CDU-Landes- und Landtagsfraktionschef  
Manuel Hagel, der aussichtsreichste Anwärter für das Amt des künftigen baden-württembergischen 
Ministerpräsidenten, dicht an der Seite des Beamtenbunds.

Im Gespräch mit BBW-Landes-
vorsitzendem Kai Rosenberger 
und dbb Bundesvorsitzendem 
Volker Geyer, das am 8. Januar 
2026 in Stuttgart stattfand, 
überraschte Hagel seine Ge-
sprächspartner weniger mit 
 seiner Zusage der zeit- und wir-
kungsgleichen Übertragung des 
Tarifergebnisses TV-L, sondern 
mehr mit seinen bejahenden 
Äußerungen zur Bedeutung 
und Leistung des öffentlichen 
Dienstes für das Staatswesen 
und seiner eindeutigen Haltung 
zum Berufsbeamtentum mit all 
seinen Facetten.

Anders als die Berliner Koa-
lition bekennt sich Hagel un-
eingeschränkt zum Berufs-
beamtentum in der aktuell 
bestehenden Form. Zudem si-
chert er die zeit- und wirkungs-
gleiche Übernahme des Tarif-

ergebnisses TV-L 2025/2026 zu 
und distanziert sich damit klar 
vom bayerischen Ministerprä-
sidenten Markus Söder, der be-
reits Ende November 2025 und 
damit noch vor Verhandlungs-
beginn angekündigt hatte, 
Bayern werde das Tarifergebnis 
erst mit einer Verzögerung von 
sechs Monaten auf den Beam-
ten- und Versorgungsbereich 
übertragen.

„Ich stehe ohne Einschränkung 
zum Berufsbeamtentum“, sag-
te Hagel und betonte aus-
drücklich: Zu den Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums gehö-
re eine verlässliche Besoldung, 
eine sichere Altersversorgung 
nach dem aktiven Dienst sowie 
die Beihilfe im Krankheits- und 
Pflegefall. Schließlich sorgten 
Beamtinnen und Beamte täg-
lich dafür, dass Verwaltung ver-

lässlich arbeite, Rechtssicher-
heit bestehe und der Staat 
handlungsfähig bleibe.

Zur zeit- und wirkungsgleichen 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses TV-L auf den Beamten- und 
Versorgungsbereich erneuerte 
Hagel seine Zusage vom 
20. November 2025 vor dem 
BBW-Landeshauptvorstand. 
Sollten die Mittel im Personal-
globaltitel dafür nicht ausrei-
chen, „schaffen wir im Nach-
tragshaushalt die notwendige 
Grundlage“, versicherte Hagel. 
Schließlich sei „eine amtsange-
messene Besoldung kein Almo-
sen, sondern eine Investition in 
ein funktionierendes Staatswe-
sen“. Im Übrigen gab sich Hagel 
überzeugt, dass mit der zeit- 
und wirkungsgleichen Übertra-
gung des Tarifergebnisses nicht 
bis zu einer Konstituierung der 

neu gewählten Landesregie-
rung gewartet werden muss, 
da es dafür fraktionsübergrei-
fend eine Mehrheit gebe.

Wie BBW-Chef Rosenberger 
zeigte sich auch dbb Bundes-
vorsitzender Volker Geyer 
nach dem Treffen mit Hagel 
zufrieden. Sein Kommentar: 
In Zeiten großer Unsicherheit 
sei ein funktionierender Staat 
wichtiger denn je. Dafür sei 
das Berufsbeamtentum uner-
lässlich. „Ich bin froh, dass  
Manuel Hagel diese Sichtwei-
se teilt“, sagte er und ergänzte 
bedauernd: Das sei heute 
 leider keine Selbstverständ-
lichkeit mehr, wie etwa die  
Vorschläge von Bundesarbeits-
ministerin Bärbel Bas zur Ein-
beziehung der Beamtinnen 
und Beamten in die gesetz-
liche Rente zeigten. 

 < Trafen sich in Stuttgart zu einem Gedankenaustausch (von rechts): dbb Bundesvorsitzender Volker Geyer, CDU-Landes- und CDU-Landtagsfraktionschef 
Manuel Hagel und BBW-Vorsitzender Kai Rosenberger
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Obwohl es die Koalitionsvereinbarung vorsah

Endgültiges Aus für die Lebensarbeits­
zeitkonten in dieser Legislatur 
Obwohl es im Koalitionsvertrag von Grünen und CDU vereinbart war, wird 
es für die Beamtinnen und Beamten im Land zumindest vorerst weder ein 
Lebensarbeitszeitkonto und schon gar nicht eine Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit geben, nicht einmal für Schwerbehinderte. 

Der BBW sei zutiefst ent­
täuscht, dass die Landesregie­
rung trotz klarer Vereinbarung 
im Koalitionsvertrag auch in 
dieser Legislatur kein Lebens­
arbeitszeitkonto für die Beam­
tenschaft auf den Weg bringen 
wird, kommentierte BBW­Chef 
Kai Rosenberger die neueste 
Entwicklung in Sachen Lebens­
arbeitszeitkonto. Zugleich ver­
wies er darauf, dass inzwischen 
die CDU Kontakt mit ihm auf­
genommen habe. Von dieser 
Seite habe man ihm versichert, 
man werde unmittelbar nach 
Konstituierung der neuen Lan­
desregierung das Thema „Ver­
kürzung der Wochenarbeitszeit 
für die Beamtenschaft“ in An­
griff nehmen.

Knapp zwei Monate hatte es 
so ausgesehen, als wäre das 
Tauziehen um die Einführung 
der Lebensarbeitszeitkonten 
– wenn auch in der Sache un­
befriedigend – beendet. Inzwi­
schen steht aber fest: Das, was 
Grünen­Fraktionschef Andreas 
Schwarz und CDU­Fraktions­
chef Manuel Hagel bei der Sit­
zung des BBW­Landeshaupt­
vorstands als Gesetzentwurf 
für Lebensarbeitszeitkonten 
ankündigten, ist Makulatur. 
Nicht einmal auf das Minimal­
paket konnten sich die Koalitio­
näre zu guter Letzt einigen, 
nämlich weder auf Lebens­
arbeitszeitkonten, für die Zeit 
nur durch bis zu drei Stunden 
Mehrarbeit über die 41. Wo­
chenarbeitszeitstunde hinaus 
angespart werden kann – eine 
Regelung, die der BBW von 
vornherein abgelehnt hatte –, 
noch auf die einstündige Redu­

zierung der Wochenarbeitszeit 
für die über 55­Jährigen und 
für die Schwerbehinderten. 

Das Lebensarbeitszeitkonto 
nach hessischem Modell schei­
terte angeblich am Veto des 
grün geführten Finanzministe­
riums, das sich gegen eine Ar­
beitszeitverkürzung ausge­
sprochen hatte. 

 < Auf Zusage folgt  
Hinhaltetaktik

Seit vielen Jahren setzt sich der 
BBW für ein Ende der 41­Stun­
den­Woche im Beamtenbe­
reich ein, mehr als zehn Jahre 
für die Einführung von Lebens­
arbeitszeitkonten als Einstieg 
in die Reduzierung der Wo­
chenarbeitszeit – auch in die­
ser Legislatur vergeblich, wie 
die Entwicklung der vergange­
nen Wochen gezeigt hat. 

Dabei hatten Innenminister 
Thomas Strobl, Grünen­Frakti­
onschef Schwarz und CDU­Vor­
sitzender Manuel Hagel beim 
BBW­Gewerkschaftstag im De­
zember 2022 im Rahmen der 
Öffentlichkeitsveranstaltung 
zugesagt, dass die Lebensar­
beitszeitkonten im Jahr 2023 
auf den Weg gebracht würden. 
Geschehen ist dies weder im 
Jahr 2023 noch 2024. Dabei 
war der Einstieg in eine Rege­
lung für Lebensarbeitszeitkon­
ten im Koalitionsvertrag fest­
geschrieben und sollte in den 
Doppelhaushalt 2023/2024 
aufgenommen werden. 

Obwohl dieser Einstieg nur an­
satzweise den Vorstellungen 

des BBW entsprach, erklärte 
Rosenberger damals, immerhin 
wäre damit ein Anfang ge­
macht. Ungeachtet davon hal­
te der BBW jedoch an seinen 
Vorstellungen für die Ausge­
staltung von Lebensarbeits­
zeitkonten fest, nicht zuletzt, 
weil die Arbeitszeit und deren 
Flexibilisierung ein großer At­
traktivitätsfaktor für den öf­
fentlichen Dienst seien. 

 < Der BBW hakt nach

Doch auch im Haushaltsplan 
2025/2026 tauchte das Vorha­
ben „Lebensarbeitszeitkonto“ 
nicht auf. Grund genug für 
BBW­Vorsitzenden Rosenber­
ger, die Koalitionäre an ihre Zu­
sagen zu erinnern. Daraufhin 
gab es Gespräche, im Februar 
2025 mit Grünen­Fraktionschef 
Andreas Schwarz und im April 
2025 gleich zwei Unterredun­
gen mit Abgeordneten der 
CDU, das erste gemeinsam mit 
dem Fraktionsvorsitzenden 
Manuel Hagel. In all diesen Ge­
sprächen ging es um das Le­
bensarbeitszeitkonto. Sowohl 
der Chef der Landtagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen als 
auch CDU­Fraktionsvorsitzen­
der Manuel Hagel versicherten, 
man stehe zur Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten. Aller­
dings sei man noch uneins 
über die Ausgestaltung. 

 < Innenministerium  

schaltet sich ein

Im Juni 2025 schaltete sich das 
Innenministerium mit einem 
Vorschlag zur Reduzierung der 
Wochenarbeitszeit für Schwer­

behinderte und über 55­Jährige 
in die Diskussion ein. Ergän­
zend dazu sprachen sich Ver­
treter der CDU­Fraktion lang­
fristig im Beamtenbereich für 
eine generelle Absenkung der 
wöchentlichen Arbeitszeit auf 
40 Stunden aus. Dieser Vor­
schlag soll aus Kostengründen 
am Nein des Finanzministers 
gescheitert sein. Das wurde 
dem BBW­Vorsitzenden aus 
vertrauenswürdigen Kreisen 
zugetragen. 

Das Ministeriumskonzept als 
Alternative zum Lebensarbeits­
zeitkonto konnte letztlich auch 
beim BBW nicht überzeugen. 
Der Landesvorstand der Orga­
nisation lehnte den Vorschlag 
im Oktober 2025 ab, da ein zu­
sätzliches On­Top auf die 41 
Wochenstunden als nicht ak­
zeptabel angesehen wird. 41 
Wochenstunden seien mehr als 
genug. Seit 2018 verknüpft der 
BBW die Einführung von Le­
bensarbeitszeitkonten mit sei­
ner zentralen Forderung nach 
einer Reduzierung der 41­Stun­
den­Woche im Beamtenbe­
reich. Deshalb hielt der Landes­
vorstand auch an der 
Forderung nach Lebensarbeits­
zeitkonten dem hessischen 
Modell entsprechend fest. 
Dem BBW geht es dabei im 
Wesentlichen um drei Dinge: 
nämlich um eine flexible Lö­
sung mit Freistellungsmöglich­
keit auch vor dem Ruhestand, 
um die Umwandlung der 41. 
Wochenstunde als geleistete 
Stunde auf dem Lebensarbeits­
zeitkonto und um Rechtssi­
cherheit für die Beschäftigten. 
Und weil der BBW die Lebens­
arbeitszeitkonten auch als Ein­
stieg in die Reduzierung der 
Wochenarbeitszeit sieht, müs­
sen auch der Schicht betrieb 
und der Lehrerbereich einbezo­
gen werden.  

<

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

5

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Januar/Februar 2026



Ministerpräsident verkündet das Aus

Gleichbehandlungsgesetz vom Tisch
Das umstrittene Gleichbehand­
lungsgesetz wird nicht mehr 
umgesetzt. Das hat Minister­
präsident Winfried Kretsch­
mann mit dem Hinweis bestä­
tigt, man sei sich innerhalb der 
Koalition nicht einig geworden.  
Das Gesetzesvorhaben war 
nicht nur vom BBW, sondern 
vor allem auch von Wirt­
schafts­ und Kommunalver­
bänden scharf kritisiert  
worden. Der vom Innenminis­
terium erarbeitete Entwurf 
hatte sich am Berliner Antidis­
kriminierungsgesetz orientiert, 
war aber deutlich entschärft 
worden. Ziel war, dass auch 

staatliche Stellen wegen dis­
kriminierenden Verhaltens 

 belangt werden können. Sogar 
eine Art Beweislastumkehr war 

angedacht, was für heftigen 
Protest des BBW sorgte.

Aufgrund der vielfachen Kritik 
folgte auf den ersten Entwurf 
ein weiterer und schließlich als 
Kompromiss ein stark abge­
speckter dritter Entwurf, den 
CDU­Chef Manuel Hagel und 
der grüne Fraktionsvize Oliver 
Hildenbrand ausgehandelt hat­
ten. Doch auch dieser Entwurf 
taugte offensichtlich nicht 
dazu, das Gesetzesvorhaben 
voranzutreiben. Stattdessen 
kam im Dezember 2025 mit 
der Erklärung des Ministerprä­
sidenten das endgültige Aus. 

Für eine verfassungskonforme  
Besoldung im Land

Jetzt klagt  
auch der BBW

Jetzt hat sich auch der BBW bei 
den Landesbünden eingereiht, 
die auf dem Klageweg das 
Recht der Beamtinnen und 
Beamten auf eine verfassungs­
konforme Besoldung durchset­
zen wollen. Seit November 
2025 sind Musterklagen des 
BBW beim Verwaltungsgericht 
Stuttgart (Az.: 10 K 14021/25) 
und beim Verwaltungsgericht 
Karlsruhe (Az.: 9 K 12135/25) 
anhängig.

Die Klagen richten sich gegen 
Regelungen des baden­würt­

tembergischen Besoldungs­ 
und Versorgungsanpassungs­
Änderungsgesetz 2024/2025 
(BVAnp­ÄG), mit dem das fikti­
ve Partnereinkommen als Be­
zugsgröße zur Berechnung der 
verfassungskonformen Besol­
dung eingeführt wurde.

Zwar hat das Bundesverfas­
sungsgericht (BVerfG) mit sei­
ner am 19. November 2025 ver­
öffentlichten Entscheidung zur 
Besoldung im Land Berlin mit 
der Einführung der sogenann­
ten Prekaritätsschwelle als 

Prüfkriterium generell neue 
Maßstäbe gesetzt. Im Klartext 
bedeutet dies: Als unterer  
Bemessungswert gelten künf­
tig 80 Prozent vom Median­
Äquivalenzeinkommen, einem 
statistisch festgelegten  
Haushaltsnettoeinkommen. 
Allerdings steht eine Entschei­
dung des BVerfG noch aus,  
ob bei dieser Bewertung der 
Einkünfte ein fiktives Partner­
einkommen einbezogen wer­
den darf. Beim BBW hat man 
dazu weiterhin erhebliche 
Zweifel.

Aus gutem Grund: Nach Ein­
schätzung des BBW dürfte die 
Mindestbesoldung in Baden­
Württemberg das entscheiden­
de Prüfkriterium, nämlich die 
neue Prekaritätsschwelle, 
ebenso wenig erreichen wie 
die bisherige Vorgabe von  
115 Prozent des Grundsiche­
rungsbedarfs. Und dieser wur­
de bisher rechnerisch nur durch 
die Berücksichtigung von Hin­
zuverdienst (fiktives Partner­
einkommen) erreicht. 
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Letzter Jour fixe des Jahres 2025 fand am 16. Dezember statt

Im Fokus der Kritik: das Lebensarbeitszeitkonto
Mit kritischen Anmerkungen über den im Dezember 2025 noch aktuellen grün-schwarzen Kompro-
miss zum Lebensarbeitszeitkonto für Beamtinnen und Beamte sparte BBW-Vorsitzender Kai Rosen-
berger nicht beim letzten Jour fixe des Jahres 2025. Dieser Vorschlag sei inhaltlich eine Farce, sagte 
Rosenberger am 16. Dezember 2025 im Gespräch mit Staatsminister Jörg Krauss, Ministerialdirektor 
Reiner Moser und Ministerialdirektor Engling, den drei Amtschefs des Staats-, Innen- und Finanzmi-
nisteriums.

Kritik äußerte er auch daran, 
dass das Land an der Einkünf-
tegrenze für beihilfeberück-
sichtigungsfähige Ehegattin-
nen und Ehegatten sowie 
Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner trotz mehrfacher 
Gespräche in dieser Sache 
nichts geändert hat.

Die Tagesordnung des letzten 
Jour fixe des Jahres 2025 war 
umfangreich. Aus gutem 
Grund – schließlich lag das 
letzte turnusgemäße Arbeits-
gespräch zwischen Spitzenver-
tretern der Ministerien und des 
BBW schon acht Monate zu-
rück. Gesprächsstoff gab es 
deshalb in Hülle und Fülle. Da-
bei ging es um den Stand der 
Entwicklung der „neuen Füh-
rungskultur“ für den öffentli-
chen Dienst, das Personalma-
nagement, die Übertragung 
des Tarifergebnisses TV-L, 
mögliche Änderungen beim 
Landespersonalvertretungs-
gesetz (LPVG), aber auch um 
die Dauerthemen „verfassungs-
konforme Besoldung“, „Beihil-
fe“ und „Arbeitszeit/Lebens-
arbeitszeitkonten“.

 < Beihilfe

Obwohl in den zurückliegen-
den Jahren die Renten schon 
mehrfach erhöht wurden, will 
Baden-Württemberg vorerst 
weiter an der Einkünftegrenze 
von 20.000 Euro für beihilfebe-
rücksichtigungsfähige Ehegat-
tinnen und Ehegatten sowie 
Lebenspartnerinnen und Le-
benspartner festhalten. Das 
haben BBW-Chef Rosenberger 
und seine Delegation kritisiert. 
Sie erneuerten ihre Forderung 

aus der Stellungnahme des 
BBW zur Novellierung der Bei-
hilfeverordnung und warben 
für eine Dynamisierung der 
Einkünftegrenze entsprechend 
der Dynamisierungsregelung 
des Bundes. Die Einkünftegren-
ze des Bundes richtet sich nach 
dem Rentenwert West. Danach 
hat sie sich für berücksichti-
gungsfähige Personen ab 1. Ja-
nuar 2024 auf 20.878 Euro 
(GMBl. 2023, S. 774) erhöht, ab 
1. Januar 2025 auf 21.832 Euro 
(GMBl. 2024, S. 494) und ab 1. 
Januar 2026 auf 22.648 Euro 
(GMBl. 2025, S. 399). 

Mit Blick auf die Rentenerhö-
hungen der zurückliegenden 
Jahre mahnte der BBW-Vorsit-

zende: Wenn das Land nicht 
handele, bestehe die Gefahr, 
dass Ehegatten etwa nach Ren-
tenanpassungen keinen An-
spruch mehr auf Beihilfe ha-
ben – mit enormen finanziellen 
Auswirkungen bei den Kosten 
der privaten Krankenversiche-
rung.

 < Lebensarbeitszeitkonten

Von der Einführung von Le-
bensarbeitszeitkonten nach 
hessischem Modell hatte man 
sich beim BBW einen Einstieg 
in die Verkürzung der Wochen-
arbeitszeit im Beamtenbereich 
erhofft und deshalb über Jahre 
hinweg zahlreiche Gespräche 
mit der Politik im Land ge-

führt. Offensichtlich vergeb-
lich, sagte Rosenberger beim 
Jour fixe. Das, was Grünen-
Fraktionschef Andreas 
Schwarz und CDU-Fraktions-
vorsitzender Manuel Hagel am 
20. November 2025 den Dele-
gierten des BBW-Landes-
hauptvorstands als Inhalt  
eines gemeinsamen Gesetz-
entwurfs präsentierten, habe 
mit dem hessischen Modell 
nichts zu tun, obwohl dies 
stets Grundlage der Gespräche 
zwischen den Vertretern der 
Grünen und der CDU gewesen 
ist. Im Gegenteil: Diese grün-
schwarzen Lebensarbeitszeit-
konten setzten Mehrarbeit 
über die 41. Wochenarbeits-
zeitstunde hinaus voraus, um 
Arbeitszeit auf einem solchen 
Konto gutzuschreiben. Vom 
Kompromissvorschlag des 
CDU-geführten Innenministe-
riums, den dieses im Juni 2025 
als Lösungsvorschlag präsen-
tiert hatte, hätten zumindest 
die ab 55-Jährigen eine Stunde 
Reduzierung der Wochen-
arbeitszeit erhalten, erklärte 
Rosenberger. Das hätten die 
Grünen aber abgelehnt. 

 < Ende Januar 2026:  

jetzt doch kein grün-

schwarzer Kompromiss

Inzwischen steht fest: Den von 
Grün-Schwarz für Dezember 
2025 angekündigten gemein-
samen Gesetzentwurf zur Ein-
richtung von Lebensarbeits-
zeitkonten gibt es in dieser 
Legislatur nicht mehr. Das gilt 
auch für die einstündige Redu-
zierung der Wochenarbeitszeit 
für Schwerbehinderte. 
 

 < Trafen sich im Staatsministerium zum turnusgemäßen Arbeitsgespräch 
(von links): Susanne Hauth, BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin; BBW-
Vize Joachim Lautensack; Ministerialdirektor Heiko Engling, Finanzminis-
terium; Staatsminister Jörg Krauss, Chef der Staatskanzlei; BBW-Chef Kai 
Rosenberger; Ministerialdirektor Reiner Moser, Innenministerium; Ulrike 
Hess, Referatsleiterin Personal, Öffentliches Dienstrecht, und Referent 
Andreas Drung, beide Staatsministerium. 
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BBW-Wahlprüfsteine zur Landtagswahl am 8. März 2026

Fraktionen stehen Rede und Antwort – 
Fakten für Ihre Wahlentscheidung?
Verfassungskonforme Besoldung, Einführung des Partnereinkommens, zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung des Tarifergebnisses, neuer Umgang mit Widersprüchen gegen die Besoldung, Einführung 
von Lebensarbeitszeitkonten – das waren die zentralen Themen, die in den zurückliegenden Jahren 
immer wieder Streitpunkt waren zwischen BBW, der Landesregierung und den sie tragenden Fraktio-
nen im Landtag. Die Amtsperiode der grün-schwarzen Landesregierung und des Parlaments enden in 
wenigen Wochen. Geblieben sind fast alle Problemfelder. Lösungsansätze zeichnen sich nur spärlich 
ab.

Übernahme des  
Tarifergebnisses

Positive Signale gibt es aber 
auch. Eines davon betrifft die 
Übernahme des Tarifergebnis-
ses TV-L, das in diesen Wochen 
Gegenstand der Tarifverhand-
lungen zwischen der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder 
(TdL) und den Gewerkschaften 
ist. Bereits im Vorfeld der Ver-
handlungen haben die Vorsit-
zenden der Landtagsfraktionen 
von Grünen, CDU, SPD und FDP 
verbindlich zugesagt, dass man 
das Tarifergebnis zeit- und wir-
kungsgleich auf den Beamten- 
und Versorgungsbereich über-

tragen werde, und zwar 
möglichst, noch bevor die neue 
Landesregierung und das neue 
Parlament ihre Arbeit aufneh-
men werden.

Bekenntnis zum  
Berufsbeamtentum

Positiv zu werten ist auch, dass 
sich die eta blierten Parteien im 
Land, sprich Grüne, CDU, SPD 
und FDP, anders als der ein 
oder andere Parteifreund im 
Bund, unisono zum Berufsbe-
amtentum als „Rückgrat der 
Demokratie in Deutschland“ 
bekennen. Für CDU-Spitzen-
kandidat Manuel Hagel gab es 

diesbezüglich ein Sonderlob 
vom dbb Bundesvorsitzenden 
Volker Geyer. Hagel hatte An-
fang Januar 2026 im Gespräch 
mit BBW-Vorsitzendem Kai Ro-
senberger und dbb Chef Geyer 
betont, er stehe „uneinge-
schränkt zum Berufsbeamten-
tum in der aktuell bestehen-
den Form“.

Verfassungskonforme 
Besoldung

Beim BBW ist man überzeugt, 
dass die am 19. November ver-
öffentlichte Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 
(BVerfG) zur Besoldung im 

Land Berlin nicht nur im Land, 
sondern insgesamt Auswirkun-
gen auf den bundesweiten 
Streit um eine verfassungs-
konforme Besoldung haben 
wird. Erste Reaktionen auf die 
BVerfG-Entscheidung ließen 
im Land nicht lange auf sich 
warten: Das Finanzministeri-
um setzte die Verbescheidung 
der Widersprüche zum Besol-
dungs- und Versorgungs-
anpassungs-Änderungsgesetz 
2024/2025 (BVAnp-ÄG 
2024/2025) umgehend aus. Zu-
gleich teilte die Behörde mit, 
dass man den Beschluss im De-
tail dahingehend prüfen und 
analysieren werde, „ob und 
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 gegebenenfalls welche Aus­
wirkungen sich auf das Besol­
dungsrecht in Baden­Würt­
temberg ergeben könnten“. 
Das Ergebnis der Prüfung und 
der Analyse steht noch immer 
aus.

Lebensarbeitszeitkonto

Knapp zwei Monate hatte es so 
ausgesehen, als wäre das Tau­
ziehen um die Einführung der 
Lebensarbeitszeitkonten – 

wenn auch in der Sache unbe­
friedigend – beendet. Inzwi­
schen steht aber fest: Das, was 
Grünen­Fraktionschef Andreas 
Schwarz und CDU­Fraktions­
chef Manuel Hagel bei der Sit­
zung des BBW­Landeshaupt­
vorstands als Gesetzentwurf 
für Lebensarbeitszeitkonten 
ankündigten, ist Makulatur. 
Nicht einmal auf das Minimal­
paket konnten sich die Koalitio­
näre zu guter Letzt einigen, 
nämlich weder auf Lebensar­

beitszeitkonten, für die Zeit 
nur durch bis zu drei Stunden 
Mehrarbeit über die 41. Wo­
chenarbeitszeitstunde hinaus 
angespart werden kann – eine 
Regelung, die der BBW von vor­
herein abgelehnt hatte, ­ noch 
auf die einstündige Reduzie­
rung der Wochenarbeitszeit für 
die Schwerbehinderten.

Am 8. März 2026 ist Landtags­
wahl. Dann werden die Karten 
neu gemischt. Der BBW hat 

seine Forderungen und Erwar­
tungen in folgendem Fragen­
katalog für die Landtagsfrakti­
onen von Bündnis 90/Die 
Grünen, CDU, SPD und FDP zu­
sammengefasst, also für alle 
Landtagsfraktionen, die für 
eine Regierungsbeteiligung in­
frage kommen. Die Antworten 
sollen unseren Mitgliedern 
Fakten für ihre Wahlentschei­
dung liefern.

 < Der BBW fragt:

Die Einführung von Lebensarbeitszeitkon­
ten war Gegenstand der Koalitionsverein­
barung. Gekommen sind sie nicht und da­
mit auch kein Einstieg in eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit. Wie wollen Sie die 
Enttäuschung der Beamten und Beamten 
über diese nicht eingehaltenen Verspre­
chen wiedergutmachen? Und wie weit 
kann man sich überhaupt noch auf Zu­
sagen der Politik verlassen?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

„Wir wollen den öffentlichen 
Dienst attraktiver gestalten, 
sodass die Menschen gerne 
bei uns arbeiten und mög­
lichst viele Menschen eine Tä­
tigkeit im öffentlichen Dienst 
ausüben. Daher wollen wir 
weiterhin, wie wir es zugesagt 
haben, ein Lebensarbeitszeit­

konto einrichten. Es macht die 
Arbeit im öffentlichen Dienst 
attraktiver, da Überstunden 
„angespart“ und zu einem 
späteren Zeitpunkt für eine 
Freistellung genutzt werden 
können. In Anbetracht des 
Fachkräftebedarfs im öffent­
lichen Dienst können wir 

 allerdings momentan keine 
Reduzierung der Arbeitszeit 
vornehmen. Das Lebensar­
beitszeitkonto wollten wir 
noch in dieser Legislaturperio­
de beschließen – darum be­
dauern wir es sehr, dass das 
CDU­geführte Innenministeri­
um trotz Zusage keinen abge­

stimmten Gesetzesentwurf 
vorgelegt hat, den wir im be­
schleunigten Verfahren hät­
ten beschließen können. Wir 
Grüne möchten das so schnell 
wie möglich in der neuen Le­
gislaturperiode nachholen.“
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Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Die CDU-Seite wollte eine Re-
duzierung der Wochenarbeits-
zeit auf 40 Stunden für 
Schwerbehinderte und Le-
bensältere ab 55 Jahren sowie 
eine Verdoppelung der Kap-

pungsgrenze beim AZA und 
das Lebensphasen-Modell als 
Einstieg in das Lebensarbeits-
zeitkonto. Das war so mit dem 
grünen Koalitionspartner lei-
der nicht möglich. Selbst ein 

reduzierter Kompromiss wur-
de letztlich zeitlich ver-
schleppt, obwohl ein Frakti-
onsgesetz noch möglich 
gewesen wäre. Ein entspre-
chender Gesetzentwurf lag 

der Grünen-Fraktion vor. 
CDU-seitig werden wir den 
Einstieg in eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit in der 
kommenden Legislaturperio-
de angehen.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Grün-Schwarz steht für Still-
stand – seit Jahren blockieren 
sich CDU und Grüne gegensei-
tig und verhindern moderne 
Arbeitsbedingungen. Das Er-

gebnis: Unsere Beamtinnen 
und Beamten arbeiten weiter 
unter Bedingungen von ges-
tern. Die Position der SPD ist 
seit 2018 klar: Wir wollen die 

Wochenarbeitszeit reduzie-
ren! In einer Übergangszeit 
soll dies in Form von Gut-
schriften auf ein echtes und 
flexibles Lebensarbeitszeit-

konto erfolgen. Das ist fair, 
familienfreundlich und not-
wendig, um die besten Köpfe 
für Baden-Württemberg zu 
gewinnen.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Das nun zehn Jahre währende 
Versprechen von Grün-
Schwarz zur Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten wur-
de auch in dieser Wahlperiode 

aus nicht nachvollziehbaren 
Gründen fallen gelassen – ob-
wohl andere Länder es vorma-
chen. Wir haben diese Forde-
rung aus der Beamtenschaft 

immer unterstützt und wer-
den das bei einer Regierungs-
beteiligung endlich umsetzen. 
Das ist dringender denn je, 
verlangen wir doch unseren 

Beschäftigten immer mehr 
ab. Da wäre die Verbuchung 
der Überstunden ein sinnvol-
les Instrument, genauso wie 
die 41. Wochenarbeitsstunde.
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< Der BBW fragt:

Werden Sie in den Koalitionsvertrag auf-
nehmen, dass die Alimentation der Beam-
tenschaft (inklusive Versorgungsbereich) 
verfassungskonform im Sinne des Art. 33 
Abs. 5 GG sein muss?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Das Alimentationsprinzip ist 
ein hergebrachter Grundsatz 
des Berufsbeamtentums und 
im Grundgesetz festgeschrie-
ben. Dieser verpflichtet dazu, 
den Beamtinnen und Beam-
ten und ihren Familien lebens-

lang einen amtsangemesse-
nen Lebensunterhalt zu 
gewähren – sowohl während 
des aktiven Dienstes als auch 
im Ruhestand. Zur prakti-
schen Umsetzung gehört das 
zeitgleiche und systemge-

rechte Übertragen tariflicher 
Ergebnisse mit Prüfung der 
Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts (BVerfG). 
Bei Bedarf werden wir weiter-
gehende Vorschläge für ge-
setzgeberische Maßnahmen 

zur Einhaltung der Vorgaben 
des BVerfG initiieren und fest-
schreiben. Damit soll sicher-
gestellt werden, dass die 
amtsangemessene Alimenta-
tion dauerhaft gewahrt 
bleibt.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Die amtsangemessene Ali-
mentation ist ein zentrales 
Fundament unseres Berufsbe-
amtentums. Das Grundgesetz 
allein verpflichtet den Staat, 
seine Beamtinnen und Beam-
ten – und ihre Familien – le-

benslang so zu unterstützen, 
dass sie ihren Dienst unab-
hängig, loyal und verantwor-
tungsvoll ausüben können. 
Dieses Alimentationsprinzip 
bedeutet: Wer einen wesent-
lichen Beitrag zum Funktio-

nieren unseres Staates leistet, 
muss eine Besoldung und 
auch Versorgung erhalten, die 
Verantwortung, Dienstrang 
und Bedeutung widerspiegelt 
und mit der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung 

Schritt hält. Dieses klare Be-
kenntnis ist für uns als CDU-
Fraktion folgerichtig Bestand-
teil einer jeden Koalition.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Die amtsangemessene Besol-
dung ist Kern der Fürsorge-
pflicht des Dienstherrn und 
sichert die Unabhängigkeit 
des Berufsbeamtentums. Sie 
schützt vor politisch motivier-
ten Sparrunden zulasten der-

jenigen, die für Sicherheit, Bil-
dung, Justiz und Verwaltung 
Verantwortung tragen. Wir 
von der SPD stehen daher für 
klare gesetzliche Regelungen, 
die die Leitplanken aus Karls-
ruhe – Mindestabstand zur 

Grundsicherung, Wahrung 
der Abstände zwischen den 
Besoldungsgruppen und kon-
tinuierliche Anpassung an Ta-
rifentwicklung und Inflation – 
verlässlich umsetzen. Dazu 
gehört auch, die Auswirkun-

gen der Beschlüsse des Ver-
fassungsgerichts im Hinblick 
auf die Länder zu berücksich-
tigen.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Es ist grundsätzlich unser 
Standpunkt, dass sich das 
Handeln der Landesregierung 
an der Verfassung orientiert 
und orientieren muss. Inso-
fern ist ein solcher Verweis 

eigentlich unnötig – wir wis-
sen aber, wie die letzten Re-
gierungen damit umgegan-
gen sind. Wenn immer erst 
Karlsruhe die verfassungsge-
mäße Besoldung „herstellen“ 

muss, zeigt das, dass die 
Sonntagsreden über die Wich-
tigkeit der Landesbeamtinnen 
und -beamten kurz vor der 
Tür des LBV verhallen – wir 
wollen das anders machen. 

Hilfskonstruktionen wie das 
fiktive Partnereinkommen 
halten wir für eine Umgehung 
der Rechtsprechung des 
BVerfG.
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< Der BBW fragt:

Setzen Sie sich dafür ein, dass die Tarif-
ergebnisse des TV-L zeitgleich und wir-
kungsgleich auf die Beamtenschaft und 
den Versorgungsbereich übertragen 
werden?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Die zeitgleiche und wirkungs­
gleiche Übertragung von 
 Tarifergebnissen auf die Be­

amtenschaft und den Ver­
sorgungsbereich ist in erster 
Linie ein Zeichen der Wert­

schätzung und Gerechtigkeit. 
Auch sind sie wichtig, um die 
Attraktivität des öffentlichen 

Dienstes weiter sicherzustel­
len. Dafür setzen wir uns ein.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Für uns als CDU­Fraktion ist 
klar: Wir wollen auch künftig 
die Abschlüsse des Tarifver­
trags der Länder zeit­ und sys­
temgerecht auf das Besol­

dungs­ und Versorgungsrecht 
des Landes übertragen – für 
Beamte und Richter sowie 
auch für Versorgungsempfän­
ger. Die letzten drei Tarifab­

schlüsse haben wir eins zu 
eins übernommen. Das ist für 
uns ein klares Zeichen von 
 Respekt und Wertschätzung 
gegenüber den Aktiven im 

Dienst ebenso wie gegenüber 
den Beschäftigten im Ruhe­
stand. An diesem Grundsatz 
halten wir auch künftig fest.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Die SPD wird sich weiterhin 
für eine zeit­ und wirkungs­
gleiche Umsetzung des TV­L 
auf die Landesbeamtinnen 
und ­beamten einsetzen, weil 

nur so die Einkommensent­
wicklung von Tarifbeschäftig­
ten sowie Beamtinnen und 
Beamten nicht auseinander­
läuft. Eine Übertragung zum 

gleichen Zeitpunkt und im 
gleichen materiellen Umfang 
ist Voraussetzung für einen 
attraktiven öffentlichen 
Dienst, stärkt Motivation und 

Vertrauen und entspricht dem 
Anspruch, dass der Staat als 
Arbeitgeber verlässlich und 
gerecht handelt.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Wir haben uns in den vergan­
genen Jahren immer für eine 
zeit­ und wirkungsgleiche 
Übertragung eingesetzt und 
werden dies auch weiter tun. 

Allerdings zeigt die vergange­
ne Diskussion über Sockelbe­
trag oder lineare Anpassung 
die Schwierigkeiten in der Be­
soldungsstruktur, in die uns 

das 4­Säulen­Modell geführt 
hat. Darüber müssen wir in 
der nächsten Legislaturperio­
de die Diskussion führen. 
Karlsruhe verlangt, keine 

Stauchung oder Einebnungen 
der Stufen vorzunehmen. Das 
wollen wir nicht ignorieren.
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< Der BBW fragt:

Was unternehmen Sie, um innerhalb der 
TdL die von den Gewerkschaften schon 
lange geforderte Reform der Entgeltord-
nung des TV-L im Sinne einer Anpassung 
an die heutigen Anforderungen der  
Arbeitswelt voranzutreiben und grund-
legend zu verbessern?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Eine moderne Entgeltord-
nung, die Tätigkeiten und 
Qualifikationen in der heuti-
gen Arbeitswelt abbildet – 
nicht nur strukturelle Eingrup-
pierung fortschreibt –, muss 

unser Ziel sein. Dies ist unsere 
Überzeugung und wir bewer-
ten eine Überarbeitung der 
Entgeltordnung grundsätzlich 
positiv. Zu der Wahrheit ge-
hört aber auch dazu, darauf 

hinzuweisen, dass Verbesse-
rungen in der Entgeltordnung, 
beabsichtigterweise, zu Hö-
hergruppierungen von Be-
schäftigten führen, die natur-
gemäß dauerhafte 

strukturelle Mehrkosten zur 
Folge haben. Diese müssen 
wir finanzieren.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Wir als CDU-Fraktion werden 
uns über die TdL dafür einset-
zen, die Entgeltordnung des 
TV-L grundlegend zu reformie-
ren und an die Anforderungen 

einer modernen Arbeitswelt 
anzupassen. Dabei wollen wir 
die unteren Entgeltgruppen 
aufwerten, in vergleichbaren 
Fällen eine Höhergruppierung 

analog zur Besoldung ermögli-
chen und zusätzliche Anreize 
in Bereichen mit ausgepräg-
tem Fachkräftemangel oder 
der Übernahme von Führungs-

verantwortung schaffen. Ziel 
ist es, das Entgeltrecht insge-
samt zeitgemäß, leistungs- 
und wettbewerbsfähig aus-
zugestalten.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Wir von der SPD fordern eine 
Reform der Entgeltordnung 
TV-L, die moderne Aufgaben 
und Qualifikationen endlich 
abbildet. Tätigkeiten mit ho-

her Verantwortung, Digital- 
und Sozialberufe sowie in 
 belasteten Bereichen wie Bil-
dung, Pflege, Justiz und Ver-
fassungsschutz müssen höher 

und transparenter eingrup-
piert werden. Klare, diskrimi-
nierungsfreie Kriterien, besse-
re Aufstiegsmöglichkeiten, die 
Beseitigung struktureller Be-

nachteiligungen – insbeson-
dere für Frauen – und eine 
Entgeltordnung müssen das 
Ziel sein, die Fachkräfte ge-
winnt statt verliert.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Eine Reform der Entgeltord-
nung ist dringend geboten, 
haben sich doch die Arbeits-
bedingungen im öffentlichen 
Dienst in den letzten Jahren 

deutlich verändert – und sie 
werden dies vermutlich noch 
schneller in der Zukunft tun, 
Hat man diesbezüglich die Di-
gitalisierung noch „ausgeses-

sen“, wird das mit der KI nicht 
mehr gelingen. Wir brauchen 
dringend einen realistischen 
Blick auf die zukünftigen Her-
ausforderungen des öffentli-

chen Dienstes, insbesondere 
für die zukünftige Fachkräfte-
gewinnung.
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< Der BBW fragt:

Wie drückt Ihre Fraktion die Wertschät-
zung gegenüber den Personalvertreterin-
nen und -vertretern aus im Hinblick auf 
die Freistellungen nach dem Landes-
personalvertretungsgesetz (LPVG)? Beab-
sichtigen Sie eine Kürzung und/oder eine 
Reduzierung von Mitbestimmungs- und 
Mitwirkungsrechten der Personalvertre-
tungen?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Wir stehen für eine starke 
 Interessenvertretung. Gleich-
zeitig wäre es sicherlich nicht 

verkehrt, an der einen oder 
anderen Stelle unsere Beam-
tinnen und Beamten für die 

Tätigkeit verfügbar zu haben, 
für die sie ausgebildet sind. 
Darum müssen wir hier sehr 

genau hinschauen, ob die 
 Balance noch stimmt.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Wir haben großen Respekt vor 
der Mitbestimmung und Mit-
wirkung der Personalvertre-
tungen, die eine wichtige Rolle 

für gute Arbeitsbedingungen 
einnehmen müssen, indem sie 
die Interessen der Beschäftig-
ten gegenüber der Dienststel-

le vertreten. Eine mögliche 
Fortentwicklung des Landes-
personalvertretungsgesetzes 
werden wir im Dialog mit den 

Gewerkschaften, den kommu-
nalen Landesverbänden und 
anderen betroffenen Akteuren 
klären.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Mitbestimmung ist elementa-
rer Bestandteil eines funktio-
nierenden öffentlichen Diens-
tes, genauso wie funktionie-
rende betriebliche Mitbestim-

mung. Daher setzt sich die 
SPD für den Fortbestand des 
LPVG in der bestehenden Fas-
sung ein und halten es für 
falsch, dieses im Kontext des 

Bürokratieabbaus infrage zu 
stellen. Wir haben diese Form 
der Mitbestimmung im Schul-
terschluss mit den Beschäftig-
ten und den Gewerkschaften 

erreicht und dürfen jetzt nicht 
in ein Muster fallen zu sagen, 
Mitbestimmung sei ein Luxus, 
den man sich leisten können 
muss.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Die Freien Demokraten betrei-
ben keine Reduzierung der 
Freistellungen oder sonstige 

Kürzungen nach dem LPVG. 
Wir würden die aktuellen 
 Regelungen innerhalb eines 

zu diskutierenden Gesamt-
konzepts, aber auch nicht als  
unverrückbare Regelungen 

ansehen.
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< Der BBW fragt:

Wie treten Sie für den Erhalt des Berufsbe-
amtentums in den bisherigen bewährten 
Berufsgruppen nach den hergebrachten 
Grundsätzen des Art. 33 Abs. 5 GG ein?

a)  Befürworten Sie den Erhalt des aktuel-
len Pensionsniveaus und der festge-
schriebenen Altersgrenzen sowie des 
Beihilfeanspruchs im Krankheits- und 
im Pflegefall?

b)  Wie wollen Sie konkret das Dienstrecht, 
die Besoldung und Versorgung nach 
den Vorgaben von Art. 33 Abs. 5 GG 
fortentwickeln?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Wir stehen klar zum Berufs­

beamtentum und zu den her­

gebrachten Grundsätzen des 

Art. 33 Abs. 5 GG. In allen 

klassischen hoheitlichen Be­

reichen – Polizei, Justiz, Schu­

le, Steuerverwaltung, Auf­

sicht – und darüber hinaus 

halten wir am Beamtenstatus 

fest und haben ihn in den 

letzten Jahren durch zusätz­

liche Planstellen gestärkt. 

 Unser Ziel ist ein leistungs­

fähiger, neutraler und rechts­

sicherer öffentlicher Dienst, 

der auf einem starken Berufs­

beamtentum basiert.

Dabei trägt die Beamten­

versorgung als wesentlicher 

Bestandteil zur Bindung und 

Gewinnung qualifizierten 

 Personals bei. Wir halten da­

her auch an dem aktuellen 

Pensionsniveau und der fest­

geschriebenen Altersgrenze 

sowie am Beihilfeanspruch im 

Krankheits­ und im Pflegefall 

fest.

Auch prüfen wir fortlaufend, 

inwieweit Besoldung und 

 Versorgung an aktuelle recht­

liche, gesellschaftliche und 

finanzielle Entwicklungen an­

gepasst werden können. Eine 

mögliche Fortentwicklung ori­

entiert sich stets an den Vor­

gaben des Art. 33 Abs. 5 GG 

sowie an der einschlägigen 

Rechtsprechung des BVerfG.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Die CDU­Fraktion ist vom gro­

ßen Nutzen unseres Berufsbe­

amtentums für Staat und Bür­

ger überzeugt. Das deutsche 

Berufsbeamtentum bietet 

uns im Vergleich zu anderen 

Ländern eine öffentliche Ver­

waltung mit sehr hoher Quali­

tät, Stabilität und Loyalität. 

Eine Veränderung beim Be­

amtenstatus für bestimmte 

Berufsgruppen sowie die Ein­

beziehung von Beamtengrup­

pen in die Rentenversicherung 

streben wir nicht an.

Wir stehen zum bestehenden 

System von Besoldung und 

Versorgung und seinen Rege­

lungen. Zugleich muss auch 

die Weiterentwicklung hin 

zu einer leistungsgerechten 

Besoldung unser Maßstab für 

die Zukunft sein. Das geltende 

Besoldungsrecht wollen wir 

daher Schritt für Schritt wei­

terentwickeln, etwa durch 

 gezielte Stellenhebungen. 

Qualifizierte und motivierte 

Beschäftigte müssen dabei 

verlässliche persönliche und 

berufliche Entwicklungspers­

pektiven haben. Zur Steige­

rung der Attraktivität des 

 öffentlichen Dienstes wollen 

wir vor diesem Hintergrund 

die Rahmenbedingungen 

 weiter verbessern.
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Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Nur wer das Berufsbeamten­

tum schützt, kann es sinnvoll 

fortentwickeln. Diesen Ver­

fassungsauftrag nehmen wir 

ernst. Debatten über Abschaf­

fungen kosten nur sinnlos 

Energie. Für uns ist klar, dass 

wir im Spannungsfeld zwi­

schen Demografie und Digita­

lisierung über den Platz des 

Beamten diskutieren müssen. 

Aber wir sehen hier weniger 

Aufgaben, aber mehr Ent­

scheidungskompetenz als 

Zielmarke an. Dies soll sich 

dann auch im Dienstrecht und 

der Besoldung entsprechend 

niederschlagen. Hinterlistige 

Kon struk tionen wie etwa das 

fiktive Partnereinkommen 

oder die stark verzögerte An­

hebung der Beihilfegrenze für 

Lebenspartner lehnen wir ab. 

Das Verfassungsgericht hat 

der Politik ins Stammbuch ge­

schrieben, dass die Beamten­

schaft kein Sparstrumpf sei. 

Das sehen wir genauso und 

sind für den Erhalt von Pen­

sionsniveau und Beihilfe­

anspruch.

Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Die SPD bekennt sich klar zum 

Erhalt des Berufsbeamten­

tums als Rückgrat eines leis­

tungsfähigen und handlungs­

fähigen Staates. Dabei steht 

die Wahrung des bisherigen 

Pensionsniveaus und der ge­

setzlich festgeschriebenen 

 Altersgrenze im Mittelpunkt, 

um Planbarkeit und Sicherheit 

für Beamtinnen und Beamte 

zu gewährleisten. Der An­

spruch auf Beihilfe im Krank­

heits­ und Pflegefall ist für 

uns essenziell, um die soziale 

Absicherung sicherzustellen. 

Die SPD macht sich für eine 

Besoldung und Versorgung 

nach Art. 33 Abs. 5 GG stark 

und möchte diese fortentwi­

ckeln, indem wir sie moderni­

sieren, fair an Tarifentwick­

lung anpassen und den 

Wettbewerb um Fachkräfte 

annehmen. Dabei sollen 

 besondere physisch und 

 psychisch herausfordernde 

Arbeitsbedingungen berück­

sichtigt und das Berufsbeam­

tentum dauerhaft attraktiv 

gehalten werden.

>

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

16

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Januar/Februar 2026



< Der BBW fragt:

Im öffentlichen Dienst fehlen bereits heute bundesweit circa 
650.000 Beschäftigte, Tendenz steigend. Bis zum Jahr 2035 
 werden sich die Herausforderungen grundlegend wandeln. 
Dies macht strukturelle Veränderungen erforderlich.

a)  Mit welchen Maßnahmen wollen Sie die Arbeitswelt im öffent-
lichen Dienst modernisieren und zukunftsfest gestalten?

b)  Wie wollen Sie angesichts des Fachkräftemangels die Attraktivi-
tät des öffentlichen Dienstes steigern, um ihn konkurrenzfähig 
zu machen?

c)  Welches Gesamtkonzept verfolgt Ihre Fraktion in der kommen-
den Legislaturperiode, um den öffentlichen Dienst zukunftsfähig 
zu machen?

d)  Streben Sie die Einrichtung eines Ausschusses „öffentlicher 
Dienst“ im Landtag als Mittel hierzu an?

Standpunkt der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Der öffentliche Dienst ist der 
größte Arbeitgeber in 
Deutschland und nimmt da-
mit wesentliche Aufgaben für 
die Funktionsfähigkeit von 
Staat, Gesellschaft und Wirt-
schaft wahr. Um den Prozess 
der Modernisierung weiter 
voranzutreiben und den öf-
fentlichen Dienst weiterhin 
zukunftsfest zu gestalten, 
braucht es eine Kombination 
aus kurzfristigen und langfris-
tigen Maßnahmen. Diese sind 
zum Beispiel attraktive Ein-
stiegsbedingungen mit ver-
stärkten Ausbildungs- und 

Studienplätzen, attraktive An-
wärterbezüge, gezielte Nach-
wuchswerbung mit moder-
nen und zielgruppenorientier-
ten Personalmarketing wie 
Schul- und Studienmarketing, 
Kooperationen mit Hochschu-
len, soziale Medien, die Ent-
wicklung eines modernen und 
transparenten Personalent-
wicklungskonzeptes, die Ver-
besserung der tariflichen Ar-
beits- und Entgeltbedingun-
gen in der kommenden Lohn-
runde 2025/2026 sowie die 
Übertragung des Tarifergeb-
nisses auf Besoldung und Ver-

sorgung. Aber auch der Rah-
men wie Arbeitsbedingungen 
mit flexiblen Arbeitszeiten, 
mobiles Arbeiten, Familien-
freundlichkeit, Fortbildung, 
Digitalisierung, Berufliches 
Gesundheitsmanagement, 
psychologischer Dienst, Ver-
trauensanwälte und Füh-
rungsleitsätze, die eine Veran-
kerung guter Führung zum 
Ziel haben, sind essenziell.

Die bestehenden parlamenta-
rischen und interministeriel-
len Strukturen gewährleisten 
zur Umsetzung dieser Punkte 

bereits eine umfassende Be-
fassung mit allen dienstrecht-
lichen, besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlichen Themen. 
Es findet eine enge Abstim-
mung mit den Spitzenorgani-
sationen der Gewerkschaften 
und Berufsverbände im Rah-
men bestehender Beteili-
gungs- und Anhörungsverfah-
ren statt. Vor diesem Hinter-
grund würde die Einrichtung 
eines zusätzlichen Ausschus-
ses keinen Mehrwert bieten, 
sondern bestehende Verfah-
ren eher duplizieren und ad-
ministrativ verkomplizieren.

Standpunkt der CDU-Landtagsfraktion:

Wir wollen Baden-Württem-
berg zu einem Vorreiter für 
den modernen Staat machen. 
Durch Aufgabenabbau, Digi-
talisierung und Struktur-
reform streben wir einen 
schlankeren, effizienteren und 
leistungsfähigeren Staat an – 
dies dient den Bürgerinnen 
und Bürgern ebenso wie un-
seren Beamtinnen und Beam-
ten. Eine erfolgreiche Staats-

modernisierung geht nur mit 
unseren Beamtinnen und 
Beamten, deren Expertise als 
exzellent ausgebildete Ver-
waltungsexperten wir brau-
chen. Wir wollen eine gestal-
tende Verwaltung, die 
einerseits größere Ermessens-
spielräume erhalten soll und 
andererseits von Aufgaben 
entlastet wird. Wir stehen da-
bei zum Berufsbeamtentum 

und werden weiter für gute 
Arbeitsbedingungen und eine 
angemessene Bezahlung im 
öffentlichen Dienst insgesamt 
sorgen. Für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer wer-
den wir sachgrundlose Befris-
tungen weiter zurückdrängen. 
Die Bearbeitung von Beihilfe-
anträgen wollen wir beschleu-
nigen. Das Arbeiten im öffent-
lichen Dienst wollen wir 

insgesamt – etwa auch über 
Lebensarbeitszeitkonten – fle-
xibler machen. Wir setzen auf 
hohe Qualitätsstandards bei 
Ausbildung und Einstellung. 
Und wir wollen den Angestell-
ten und Beamten in der Ver-
waltung sowie den Richtern 
und Staatsanwälten eine 
Plattform bieten, um mehr 
Raum im Betrieb des Parla-
ments einzunehmen.
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Standpunkt der SPD-Landtagsfraktion:

Aus der Per spektive der SPD 
sind strukturelle Veränderun-
gen im öffentlichen Dienst 
unerlässlich, um den Heraus-
forderungen des demografi-
schen Wandels zu begegnen 
und mit den Anforderungen 
der modernen Arbeitswelt 
Schritt zu halten. Zentrale 
Maßnahmen umfassen die 
Digitalisierung und eine damit 

einhergehende Überarbei-
tung der internen Prozesse 
und Kommunikation zwi-
schen unterschiedlichen 
 Ebenen und Stellen, die Förde-
rung altersgerechter Arbeits-
bedingungen und gesund-
heitsfördernder Angebote, 
um die Arbeitsfähigkeit älte-
rer Beschäftigter zu sichern. 
Die SPD tritt ein für flexible 

Arbeitszeitmodelle und will 
moderne Führungs- und 
 Organisationsstrukturen er-
möglichen, um Agilität und 
Effizienz zu steigern. Ein Ge-
samtkonzept sollte neben ge-
zielter Fachkräftegewinnung 
durch attraktive Ausbildungs- 
und Karrieremöglichkeiten so-
wie verstärkte Kooperationen 
mit Bildungseinrichtungen 

auch die Nutzung von Quer-
einsteigerpotenzialen bein-
halten, die bereichernd für 
alle Bereiche sein können. Um 
die Weiterentwicklung des 
öffentlichen Dienstes voran-
zubringen, können wir uns die 
Einrichtung eines entspre-
chenden Ausschusses nach 
bayrischem Vorbild vorstellen.

Standpunkt der FDP-Landtagsfraktion:

Der Fachkräftemangel ist be-
reits dramatisch. Daher wol-
len wir alle Register ziehen, 
um hier einerseits Entlastung 
zu schaffen durch den Abbau 
von Aufgaben, die Vereinfa-
chung von Prozessen inklusive 
Digitalisierung und Automati-
sierung und die Abschaffung 
von Verwaltungs- und damit 

Entscheidungsebenen. Ande-
rerseits ist die Attraktivität 
der Arbeit und des Arbeits-
platzes ein großes Entschei-
dungskriterium für potenziel-
le Bewerber. Dazu gehört 
natürlich auch die Entloh-
nung. Wir gehören nicht zu 
denen, die sich zurücklehnen 
und sagen, dass die Krise in 

der Wirtschaft schon genug 
Fachkräfte wieder in die öf-
fentlichen Verwaltungen spü-
len wird. Wir wollen attrakti-
ve Arbeitsbedingungen bei 
Aufgabe, Entscheidungskom-
petenz und der technischen 
Ausstattung schaffen, um als 
Staat auch in umkämpften 
Personalmärkten wie etwa 

der IT wieder konkurrenzfähig 
zu sein. Dazu benötigen wir 
mehr Flexibilität im Dienst-
recht und bei den Vergü-
tungsoptionen. Einer Konzen-
tration der Diskussionen der 
Belange des öffentlichen 
Dienstes in einem Ausschuss 
stehen wir offen gegenüber.

Die Antwort der Landtagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen:

Wir sichern

 > faire Bezahlung,

 > moderne Arbeitsbedingungen und

 > einen starken, verlässlichen öffentlichen Dienst.

Die Antwort der CDU-Landtagsfraktion:

Die CDU steht

 > zum bewährten Berufsbeamtentum,

 > für gute Arbeitsbedingungen einschließlich flexiblerer 
 Arbeitszeit und

 > für angemessene und verlässliche Bezahlung und Ver-
sorgung im öffentlichen Dienst.

< Der BBW fragt:

Nennen Sie bitte drei Gründe in Stichworten, weshalb die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst gerade Ihre Partei wählen sollten.

Die Antwort der SPD-Landtagsfraktion:

 > Einsatz auf Augenhöhe

 > für die Belange der Beschäftigten

 > machen den öffentlichen Dienst beständig attraktiver

Die Antwort der FDP-Landtagsfraktion:

 > schlanke Strukturen mit mehr Vertrauen in die Beamten

 > Überlastung durch Aufgabenabbau reduzieren 

 > Erhalt öffentlicher Dienst mitsamt Besonderheiten
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dbb Jahrestagung 2026 in Köln

BBW mit starker Delegation vertreten
Mit mahnenden Worten 
wandte sich dbb Bundesvor-
sitzender Volker Geyer bei der 
dbb Jahrestagung am 12. und 
13. Januar 2026 in Köln an die 
Politik: Ereignisse wie der 
Brandanschlag in Berlin mit-
samt dem Blackout und den 
Folgen für Tausende Haushal-
te seien verheerend für das 
Vertrauen der Menschen in 
den Staat. In solchen Situatio-
nen wollten sie Sicherheit, 
Verlässlichkeit, Schnelligkeit 
und Stabilität, kurz: Sie woll-
ten, dass der Staat funktio-
niert. Fehlendes Vertrauen in 
den Staat sei die größte Ge-
fahr für die Demokratie. Wer 
Stabilität und Ordnung wolle, 
müsse den Staat stärken. Drin-
gend notwendig sei ein star-
ker öffentlicher Dienst „als 
Rückgrat dieses Landes“. Doch 
der sei seit Jahren aus gutem 
Grund nur noch bedingt hand-
lungsfähig. Es fehle an Perso-
nal und Geld, und es gebe zu 
viele Aufgaben und viel zu viel 
Bürokratie. 

Massive Kritik übte Geyer an 
den Plänen der Bundesregie-

rung, pauschal acht Prozent 
der Stellen in der Bundesver-
waltung zu streichen. Wer 
ohne ernsthafte Aufgabenkri-
tik und ohne vorher zu prüfen, 
welche Aufgaben wegfallen 
können, Stellen streiche, der 
leiste keinen Beitrag zur Mo-
dernisierung des Staates, sagte 
Geyer. Im Gegenteil. Planlose 
Stellenstreichungen führten 
zur Schwächung des Staates. 
Insbesondere das Berufsbeam-
tentum dürfe nicht ausgehöhlt 
werden. 

 < Treffpunkt am Abend: 

das Brauhaus am Dom

Für die klare Ansage gab es 
Beifall des Publikums, zu dem 
auch die Delegation des BBW 
samt deren Gäste aus der Ver-
waltung zählten. Am Abend 
des ersten Veranstaltungsta-
ges traf man sich gemeinsam 
mit den Delegationen aus 
Rheinland-Pfalz und Hessen 
im Brauhaus am Dom, um in 
ungezwungener Atmosphäre 
mit Kolleginnen und Kollegen-
sowie den Gästen zu plaudern. 
Im Verlauf des Abends gesell-

ten sich zu der Gästeschar, zu 
der auch Rechnungshofpräsi-
dentin Dr. Cornelia Ruppert, 
LBV-Präsidentin Anne Katrin 
Michalke und Ministerialdirek-
tor Reiner Moser vom Innen-
ministerium zählten, auch dbb 

Bundesvorsitzender Volker 
 Geyer, der Zweite Vorsitzende 
und Fachvorstand Tarifpolitik  
Andreas Hemsing sowie  
dbb Vize und Fachvorstand  
Beamtenpolitik Heini  
Schmitt. 

 < Die BBW-Delegation bei der dbb Jahrestagung in der Messe Köln

©
 B

BW
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 < Zum Gedankenaustausch in ungezwungener Atmosphäre trafen sich die 
Delegationen aus Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen am 
Abend des ersten Veranstaltungstag im Brauhaus am Dom.
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Nach der ergebnislosen zweiten Verhandlungsrunde TV-L

Verstärkter Protest – die Reaktion auf 
die Verweigerungshaltung der TdL
Nachdem auch die zweite 
 Verhandlungsrunde TV-L am 
15. und 16. Januar 2026 ergeb-
nislos zu Ende gegangen ist, 
haben die Gewerkschaften 
verstärkt zu bundesweiten Ak-
tionen, Warnstreiks, Kundge-
bungen und Demos aufgeru-
fen. In Baden-Württemberg 
folgten auch BBW-Mitglieds-
gewerkschaften und BBW-
Mitgliedsverbände, allen vor-
an die Lehrerverbände, dem 

Aufruf mit zahlreichen Aktio-
nen.

Die Richtung vorgegeben hatte 
dbb Bundesvorsitzender Volker 
Geyer. Nach den ergebnislosen 
Verhandlungen im Januar hat-
te er erklärt, vor der dritten 
und entscheidenden Verhand-
lungsrunde müsse unmissver-
ständlich klar sein, dass „wir 
geschlossen für unsere berech-
tigten Forderungen eintreten“.
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 < Erste Aktion im Land: 

Protest vor den Toren des 

CDU-Parteitags

Mit scheinbar unversöhn­
lichen Positionen hatten die 
Gewerkschaften und Arbeit­
geber am 3. Dezember 2025 
die Einkommensrunde TV­L 
begonnen. Drei Tage später 
machten Vertreterinnen und 
Vertreter von BBW­Fachge­
werkschaften und Fachver­
bänden gemeinsam mit BBW­
Chef Kai Rosenberger mit 
einer Mahnwache vor den To­
ren des CDU­Landesparteitags 
im Heidelberger Congress 
Center auf sich aufmerksam.

Gemeinsam warben sie dort 
um Unterstützung für verbes­
serte Arbeitsbedingungen im 
öffentlichen Dienst, für eine 
faire tarifliche Entlohnung und 
für eine zeit­ und wirkungsglei­
che Übertragung des Tarif­
ergebnisses TV­L auf die 
 Beamtenschaft und den Ver­
sorgungsbereich.

 < Mittagspausenaktion 

der DPolG

Mit „aktiven Mittagspausen“ 
haben am 17. Dezember 2025 
bundesweit mehrere Hundert 
Kolleginnen und Kollegen der 
Polizei für ihre Forderungen in 
der Einkommensrunde 

2025/2026 mit der Tarifge­
meinschaft deutscher Länder 
(TdL) demonstriert. Auch in Ba­
den­Württemberg haben sich 
zahlreiche DPolG­Mitglieder an 
den Aktionen beteiligt.

 < Geisteraktion 

im Gymnasium

Am 17. Januar 2026 gab es in 
Stuttgart­Bad Cannstatt eine 
PhV­„Geister aktion“ am Elly­
Heuss­Knapp­Gymnasium in 
Bad Cannstatt (Impression 
rechts).

 < Mahnwache vor dem 

Finanzministerium

Mit einer Mahnwache vor dem 
Finanzministerium auf dem 
Schlossplatz haben am Mitt­
woch, 21. Januar 2026, rund 
100 Lehrkräfte, unterstützt 
von zahlreichen DSTG­Mitglie­

dern, ein deutliches Zeichen im 
laufenden Tarifkonflikt der 
Länder gesetzt. Der Berufs­
schullehrerverband (BLV) und 
der Philologenverband Baden­
Württemberg (PhV) hatten zu 
der Aktion aufgerufen.

Ein besonderer Blickfang 
der Mahnwache war 
das symbolische Schne­
ckenrennen auf dem 
Schlossplatz. Damit 

 verdeutlichten die Demons­
trierenden, in welchem Schne­
ckentempo sich die Landesre­
gierung und die Tarifgemein­
schaft deutscher Länder auf 
eine Tarifeinigung zubeweg­
ten. 
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Leiter der Abteilung 1 empfängt Landesfrauenvertretung des BBW

Antrittsbesuch im Finanzministerium
Ministerialdirigent Dr. Järkel, 
Leiter Abteilung 1 im Finanzmi­
nisterium, hat am 3. Dezember 
2025 den neu zusammenge­
setzten Vorstand der Landes­
frauenvertretung zu einem 
 ersten Gedankenaustausch 
empfangen.

Gemeinsam mit Kai Rosen­
berger hatten Claudia Grimm,  
Vorsitzende der Landesfrauen­
vertretung, sowie ihre Stellver­
treterin Manja Sommer dabei 
die Gelegenheit, aktuell wich­
tige Handlungsfelder anzuspre­
chen. Insbesondere ging es da­
bei um die Themenbereiche 
Desksharing und Home office. 
Thematisiert wurden aber 
auch die ressortübergreifende 
Gleichstellungsstrategie der 
Landesregierung sowie die an­
stehende Fortschreibung des 
Chancengleichheitsgesetzes 
und damit verbundene Chan­

cengleichheitspläne. Als er­
freulich bezeichneten die Frau­
envertreterinnen gegenüber 
Ministerialdirigent Dr. Järkel 
die deutlich erkennbaren An­

strengungen im Bereich der Fi­
nanzverwaltung, Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf weiter­
zuentwickeln, unterschiedliche 
Lebenslagen der Beschäftigten 

als Thema für Personalführung 
und ­management zu erken­
nen und Lösungswege zu 
 suchen.  
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 < Vorstand der BBW­Landesfrauenvertretung zum Kennenlerngespräch im Finanzministerium (von rechts): BBW­
Chef Kai Rosenberger; Alexandra Rief, Finanzministerium Abteilung 1; Ministerialdirigent Dr. Järkel, Leiter der 
 Abteilung 1 im Finanzministerium; Bastian Kuretschka, Referatsleiter Personal im Finanzministerium; Nadine Boy, 
Finanzministerium Abteilung 1; Manja Sommer, stellvertretende Vorsitzende der BBW­Landesfrauenvertretung; 
Claudia Grimm, Vorsitzende der BBW­Landesfrauenvertretung

BiSoWe – Bildungs­ und Sozialwerk Südwest

Gewerkschaftspolitischer  
Austausch 
Seminarangebot zum ge­
werkschaftspolitischem Aus­
tausch zwischen BBW und 
dem Zentralverband Öffent­
liches Personal Schweiz (ZV). 

Termin: 

•  19. und 20. März 2026

•  10–17:30 Uhr  
(Donnerstag)

•  9:30–13:30 Uhr 
(Freitag)

•  Karlsruhe

•  Teilnahmegebühr 485 Euro 
(inklusive Übernachtung)

Zum Seminar: 

Die Teilnehmenden des Semi­
nars befassen sich mit dem 

aktuellen Stand wichtiger The­
men wie  Arbeitszeit, Übertra­
gung des Tarifergebnisses auf 

den Beamtenbereich. Beleuch­
tet wird auch die Entwicklung 
der Deutschen Rentenversi­

cherung im Hinblick auf das 
Jubiläum des deutsch­schwei­
zerischen Sozialversicherungs­
abkommens. Im Anschluss 
 daran erörtern die Seminar­
teilnehmenden die Auswir­
kungen der zunehmenden 
 Digitalisierung auf die Arbeits­
welt des öffentlichen Dienstes 
hierzulande und in der 
Schweiz. Zudem befassen sie 
sich mit der seit Monaten in 
Deutschland anhaltenden Dis­
kussion um eine Begrenzung 
des Berufsbeamtentums und 
der Rolle des Bundesverfas­
sungsgerichts.

Weitere Informationen  
erhalten Sie über  
info@bisowe.de. 

Einführung in das 
Personalvertretungsrecht 
Baden-Württemberg für neugewählte 
und nachgerückte Personalratsmitglieder

Weitere Informa�onen erhalten Sie hier:

www.bbw.dbb.de/service/seminare/

Termin:
• 3.+ 4. Februar 2026  

(Anmeldeschluss 
7.1.2026)

• 9.30 – 16.30 Uhr
• Baiersbronn, 

Waldhotel Sommerberg

Teilnahmegebühr:
495 € 

Wir weisen darauf hin,
dass die Freistellung und 
Kostenübernahme in 
§ 41 Abs. 1 und § 44 Abs. 1 
LPVG BW geregelt sind.

Zielgruppe:
Neugewählte 
Personalratsmitglieder sowie 
nachgerückte 
Ersatzmitglieder, aber auch 
Personalsachbearbeiterinnen 
und Personalsachbearbeiter.

Zum Seminar: 
Das Einführungsseminar zum 
LPVG bietet einen soliden 
Überblick über die Aufgaben 
der Personalvertretung und 
ihrer Mitglieder. Es hil� den 
Neugewählten und 
Nachrückern sich mit dem 
Personalvertretungsgesetz 
vertraut zu machen und 
dadurch zu verstehen, was 

ihre Aufgaben, aber auch 
ihre Rechte sind. Auf diese 
Weise wird eine effek�ve 
Personalratsarbeit 
ermöglicht.

Das Seminar bietet neben 
der reinen Wissensvermi�-
lung viele Beispielsfälle aus 
der Praxis und auch 
genügend Raum für den 
Austausch der Teilnehmenden 
untereinander und mit dem 
Referenten.

Themen werden unter 
anderem sein:

• Sinn und Zweck von 
Personalvertretungen

• Rechtsstellung, Rechte und 
Pflichten der Mitglieder

• Dienstbefreiung und 
Freistellung 

• Schutz der Mitglieder vor 
Kündigungen, 
Versetzungen, 
Abordnungen und 
Zuweisungen

• Geschä�sführung des 
Personalrats 

• Sprechstunden des 
Personalrats

• Beteiligungsrechte 
(Anhörung, Mitwirkung 
und Mitbes�mmung)

• Einigungsstellenverfahren
• Dienstvereinbarungen
• Vierteljahresgespräch
• Personalversammlung
• Rechtsschutz

Referent:
Diplom Verwaltungswirt und 
Assessor Jur. Ma�hias 
Schü�e, LL.M., M.A., 
zer�fizierter Mediator und 
zer�fizierter Coach, 
langjähriger Seminartrainer 
der VWA Baden, ehemaliger 
Personalleiter der Universität 
Mannheim, Hochschuldozent 
und Buchautor (Schü�e: 
Kleines Handbuch für die 
Personalratsarbeit in Baden-
Wür�emberg, 2024, dbb 
Verlag, 272 S.).
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Digitalisierung und mentale  
Gesundheit (B004 CH)
•  18./19. März 2026  

(Anmeldeschluss 11. Februar 2026)

•  9–16:30 Uhr

•  Karlsruhe

•  332 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen: Digita­

lisierung prägt unseren Alltag – und stellt 

neue Anforderungen an unsere mentale 

 Gesundheit. In diesem zweitägigen Seminar 

erfahren die Teilnehmenden, wie sie innere 

Stärke entwickeln und Stress vorbeugen 

können. Am ersten Tag heißt es: Welche 

Tools erleichtern den Alltag? Wie lässt sich 

digitale Kompetenz gesund gestalten? Der 

zweite Tag fokussiert auf mentale Gesund­

heit mit praxisnahen Übungen zu Resilienz, 

Achtsamkeit und Selbstfürsorge. Ziel des 

 Seminars ist ein ganzheitlicher Ansatz für 

Balance und Zukunftsfähigkeit.

Fit und gut vorbereitet in  
den Ruhestand (B005 CH)
•  27./28. April 2026  

(Anmeldeschluss 23. März 2026)

•  9–16:30 Uhr

•  Baiersbronn

•  332 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen: Der 

 Ruhestand ist mehr als das Ende des Berufs­

lebens – er ist der Beginn einer neuen Lebens­

phase voller Möglichkeiten. Dieses zweitägi­

ge Seminar unterstützt die Teilnehmenden 

dabei, den Übergang aktiv zu gestalten. 

Am ersten Tag stehen finanzielle Fragen im 

Mittelpunkt: Renten­ und Vorsorgemodelle, 

Steueraspekte und praktische Tipps. Der 

zweite Tag widmet sich weiteren Faktoren: 

Wie bleibe ich körperlich und geistig fit? 

Welche Chancen eröffnen sich für Freizeit, 

Engagement und Routinen?

Fit und stark durch Gesundheits­
prävention (B007 CH)
•  23./24. Juni 2026  

(Anmeldeschluss 18. Mai 2026)

•  9–16:30 Uhr

•  Baiersbronn

•  332 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen: Gesund­
heitsprävention ist der Schlüssel zu langfris­
tigem Wohlbefinden und Leistungsfähigkeit. 
Dieses Seminar vermittelt praxisnahe Ansät­
ze entlang der fünf Säulen eines gesunden 
Lebensstils: Ernährung, Atmung, mentale 
Gesundheit, Umwelt und Umfeld sowie Be­
wegung. Auch alltagstaugliche Strategien, 
Übungen sowie der Erfahrungsaustausch 
stehen im Vordergrund. Ziel ist es, ein ganz­
heitliches Verständnis von Gesundheitsprä­
vention zu fördern und individuelle Wege 
für einen nachhaltigen, gesunden Lebensstil 
zu entwickeln.

Personalmanagement (B006 CH)
•  5.–7. Juli 2026  

(Anmeldeschluss 1. Juni 2026)

•  5. Juli, 14 Uhr – 7. Juli, 12:30 Uhr

•  Baiersbronn

•  332 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen: Moder­
nes Personalmanagement ist künftig noch 
mehr als bisher ein wichtiger Garant für eine 
leistungsstarke und effiziente Verwaltung. 
Die Ressource Personal vereint das Gewin­
nen, das Binden und die Pflege. Frühzeitig 
Fehler zu erkennen und zu vermeiden, sind 
ein wichtiger Schlüssel bei der Personalge­
winnung, Personalführung und Personal­
leitung. Das Seminar zeigt, mit welchen Ins­
trumenten diese Ziele umgesetzt werden 
können. Dabei sollen auch die Erfahrungen 
der Seminarteilnehmenden mit einfließen. 
Vor dem Hintergrund des Fachkräfteman­
gels stehen heute die Dienststellen unter­
einander sowie mit der freien Wirtschaft im 
Wettbewerb. Dieser Herausforderung stellt 
sich das Seminar.

Künstliche Intelligenz im Alltag 
(B224 CH)
•  23. September 2026

•  9–12 Uhr

•  Online

•  Dozent: Nils Michael Becker,  
Rechtsanwalt

Inhalte und weitere Informationen: Sichtba­
re KI: Sprachmodelle, Chatbots, Prompts und 
Halluzinationen: Wir sprechen über die Ge­
nerierung von Texten, Bildern und Tönen.  
Unsichtbare KI: Wie Social­Media­Algorith­
men, Schufa­Bewertungen und Spam­Filter 

unseren Alltag bestimmen. Gesundheit: Wie 

Sensoren und KI helfen, Psycho­Chatbots 

aber auch schaden können.. Ethik & Gesell­

schaft: Wie KI bei der privaten Digitalisie­

rung helfen kann und warum wir Kindern 

trotzdem kein KI­Spielzeug geben sollten. 

Gesundheitsmanagement –  
Ernährung (B225 CH)
•  7. Oktober 2026  

(Anmeldeschluss 31. August 2026)

•  9–12 Uhr

•  online

•  20 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen: In die­
sem Seminar lernen die Teilnehmenden die 
Grundlagen einer gesunden Ernährungs­
weise kennen und setzen sich mit den 
 Zusammenhängen zwischen Ernährung, 
Energiehaushalt und Stressbewältigung aus­
einander. Mit Beispielen erfahren sie, wie 
sich gesunde Ernährung auch im beruflichen 
Alltag umsetzen lässt. Ziel ist es, Bewusst­
sein zu schaffen und individuelle Strategien 
für eine nachhaltige, gesundheitsförderliche 
Ernährung zu entwickeln.

Dienstrecht (B242 CH )
•  12.–14. Oktober 2026 

•  9–16:30 Uhr

•  Herrenberg

•  498 Euro für Mitglieder

Inhalte und weitere Informationen:  

Im Mittelpunkt dieses Seminars steht das 

Dienstrecht in Baden­Württemberg mit 

Beamten(status)recht, Besoldungsrecht, 

Beamten versorgungsrecht und Beihilfe. Be­

leuchtet werden die aktuellen allgemeinen 

Entwicklungen, zum Beispiel bei der Arbeits­

zeit, im Landesbeamtengesetz, im Lauf­

bahnrecht et cetera. 

Im Besoldungsrecht werden die amtsange­

messene Alimentation mit Rechtsprechung 

sowie die Anpassung von Besoldung und 

Versorgung zentrale Themen sein, im Beihil­

ferecht die BVO­Novelle.

Seminare 2026
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie

In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2026 folgende verbandsbezogene  
Bildungsveranstaltungen durch:

Seminare
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie

Zusätzliche Seminare im Oktober und  

November sowie weitere Informationen 

und unser Anmeldeformular 

finden Sie unter 

www.bbw.dbb.de/service/seminare.



Der Beamtenbund:

Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW – Beamtenbund Tarifunion ist die starke

Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 

Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.

Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft

– wie mehr als 140.000 Beamte und Tarifbeschäftigte

im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart

Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76

E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.




